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S ting, der frühere Frontmann der Rock-
band «The Police», will gemäss Me-
dienberichten sein Vermögen in der 
Höhe von rund 250 Millionen Fran - 

ken nicht seinen sechs Kindern vermachen. Er 
ist der Meinung, seine Kinder sollten ar -       
beiten – statt sich zurückzulehnen und auf die 
Erbschaft zu hoffen.

Auch in der Schweiz könnten sich viele wohl-
habende Mütter und Väter die Frage stellen, ob 
sie ihren Kindern ein finanzielles Nest bereiten 
sollen. Oder ob sie diese im Gegenteil dazu an-
halten wollen, sich den Lebensunterhalt selbst 
zu erarbeiten. Oder anders gefragt: Sollen sich 
Eltern, die ihr Vermögen selbst angehäuft ha-
ben, überlegen, ihren Kindern «Chancengleich-
heit» für eine eigenständige Entwicklung an-
zubieten?

Ob und in welcher Höhe man den Nachkommen 
ein Vermögen vererben will, ist vor allem der 
Entscheidungsgewalt der Bürgerinnen und Bür-
ger zu überlassen – und nicht dem Staat. Kon-
sequenterweise haben deshalb viele Kantone 
die Erbschaftssteuer für direkte Nachkommen 
abgeschafft. Unter dem Deckmäntelchen der 
längerfristigen Sicherung der AHV will eine 
 Initiative zur Einführung einer eidgenössischen 
Erbschafts- und Schenkungssteuer diesen 
Trend nun brechen. Dabei geht vergessen, dass 
der Fiskus die Wohlhabenden schon über die 
progressive Vermögenssteuer recht kräftig zur 
Kasse bittet. Darin unterscheidet sich die 
Schweiz von vielen anderen Ländern, die ent-

weder eine Vermögens- oder eine Erbschafts-
steuer erheben.

Die jüngere in der Schweiz besteuerte Genera-
tion würde bei der Einführung einer eidgenös-
sischen Erbschaftssteuer aber nicht nur wegen 
der Doppelbelastung durch Vermögens- und 
Erbschaftssteuer bestraft. Auch das vermeintlich 
hehre Argument, die Erbschaftssteuer sei für 
die Speisung der notleidenden AHV einzuführen, 
greift zu kurz: Die AHV leidet an der Überalte-
rung der Bevölkerung, weil künftig zu wenig 
Junge für zu viele Rentnerinnen und Rentner 
aufkommen müssen. Mit der Erbschaftssteuer-
Initiative wird das Geld, das den Jungen hel - 
fen könnte, ihre Belastungssituation als Finan-
zierer der Rente zu verbessern, in die AHV 
zurückverteilt. Wirklich geholfen wird der AHV 
damit nicht. Denn die aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung nötigen Reformen wer-
den mit diesem Zustupf nur leicht abgedeckt 
und nicht angepackt.

Die Entscheidung von Sting ist rein privat. Jede 
noch so flexible Erbschafts- und Schenkungs-
steuer mit noch so vielen Klauseln, Ausnahmen 
und Freigrenzen schränkt diese Entscheidungs-
freiheit ein – zumal dann, wenn sie auf Bundes-
ebene administriert wird. Das bringt der 
Schweiz fast schon europäische Verhältnisse ein, 
was die Zentralisierung angeht. Sollte die Erb-
schaftssteuer-Initiative an der Urne Erfolg haben, 
sollten sich die Vermögenden der Schweiz 
einen liberalen Boykott überlegen: Indem sie 
nichts vererben, aber so viel Geld wie möglich  
in eine gute Ausbildung der Nachkommen ste-
cken. Wenn wir den Kindern durch eine gute 
Ausbildung so viel Eigenverantwortung wie mög - 
lich mitgeben, entlasten wir sie vielleicht auch. 
Mit oder ohne Zustupf erhöhen sich dadurch 
nämlich die Chancen, sie zu freien Bürgerin - 
nen und Bürgern zu machen, die dem Staat die 
Grenze des Privaten aufzeigen können. 3
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